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Die Redaktion überläßt die Derantwortung fiir alle mit 
Mamen erfceinenden Flugſchriften den Herren Derfaffern. 


Die Flugihriften des Evangelien Bundes er- 
iheinen in Heften; 12 Flugſchriften bilden eine Reihe. 
Man abonniert auf Die Reihe bon 12 Flugſchriften zum 
PBräanumerationspreije von 2 Mari in jeder Buchhand 
lung oder direkt beim Verleger. Jede Flugſchrift wird 
einzeln zu dem auf dem Umjchlage angegebenen Preife 
verkauft. An Vereine und einzelne, welche die Hefte in 
größerer Zahl verbreiten wollen, liefert die Verlags— 
handlung bei Bejtellung von mindejtens 50 Exemplaren 
diefelben zu einem um ein Biertel ermäßigten Preiſe. 


Bon Heft 1 bis 205 der 
Flugſchriften des Evangelifden Bundes 


ift ein nad) den VBerfajjern geordnete 


alphabetiſches Verzeichnis 


(abgedruckt in Nr. 206 der Flugſchriften) 


erichienen, welches die Verlagshandlung gratis zur 


Berfügung jtellt. 


Inhalt der XVIII. Reihe. Beft 205— 216. 


205. (1) Das kirchlich-religiöſe Leben der röm. Kirche im König— 
reih Sachſen. Bon Pfarrer Franz Blandmeifter in Dresden. 25 Pf. 

206. (2) Was Haben wir vom Neformklatholizismus zu er- 
warten? Bon Prediger Prof. D. Scholz in Berlin. 25 Pf. 

207. (3) Römiſcher Hochmut aud im Neformklatholizismus. 
Kritiſche Bemerkungen über Erhard, Der Katholizismus und das zwanzigſte 
Jahrhundert im Lichte der kirchlichen Entwidlung der Neuzeit. 25 Pİ. 

208. (4) Für das Paul Gerhardt-Denfmalin Lübben. Ein Yau- 
jtein von Walter Richter, Divifionspfarrer d. 11. Div. in Breslau. 25 Pf. 

209/10. (5/6) Die ebangeliihe Kirche im Reichsland Elſaß— 
Lothringen nam Vergangenheit und Gegenwart. - Bon Profeſſor 
G. Unridh, Straßburg i. Elja. 40 

211. Y Das lolnkwefen im modernen Katholizismus. Bon 
einem evangeliichen Theologen. 20 Pf. 

212. (8) Der Große Hurfürjt. Ein Beitrag zu feinem Charafter- 
bild. Bon Pfarrer M. Büttner in Minden i. W. 20 Pf. 

213. (9) Zu Ehren des Herrn Grafen b. Wintingerode-Boden= 
jtein, Ein Feitwort in Anlaß jeines 70. Geburtätages — 12. Juli 1903. 
Bon Konjiftorialrat D. Leuſchner in Magdeburg-Budan, 20 Pf. 

214/15. (10/11) Die jefuitiiche Moraltheologie. Ein Wort zur 
Liguori-Debatte. Bon R. Herrmann, Pfarrvifar in Oberweid 40 Pf. 

216. (12) Berlichingen und Bismard. Wie ein fathol. Prieſter 
den erjten deutjchen Neichötanzler zum Eideshelfer einer Geſchichtslüge 
zu machen juchte. Von Brofefjor Dr. Horft Kohl in Leipzig. 40 Pf. 
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Hodhanjehnliche Verſammlung! 


Sn Sturm und Wetter wurden die Rechte der Evan- 
gelijhen in Dejterreich geboren. Die Ueberwindung der 
Zoleranzzeit und der Uebergang zur Gleichberechtigung war 
eine Frucht des Sturmjahres 1848. Das Proteftantenpatent 
von 1861 folgte auf Magenta und Solferino; die inter- 
tonfejfionelle Gefeggebung der Jahre 1867 und 1868 auf 
die Kataftrophe von Königgrätz. In Zeiten der Not er- 
innerte man fih an die Kaifer- und Stuatstreue der öfter- 
veichiichen Proteftanten; gute Gejege verteilten Luft und Licht 
in gleicher Weije für alle Bekenntniſſe und ihre Angehörigen. 
Wenn ich im heutigen Bericht über die Lage der Evangelischen 
in Defterreich vielfache Beichwerden erheben muß, fo fei dem 
jofort vorausgeſandt und dankbar anerfannt, daß wir im 
Geſetz ſelbſt faſt nur einzelne Rüdjtändigfeiten, nur einzelne 
Bejchwerdegründe finden. Seiner Gejetgebung nad) ift 
Deiterreich ein moderner Staat; die volle Glaubeng- und 
Gewifjensfreiheit ift zum wenigften für die geſetzlich an- 
erfannten Kirchen gewährleiftet. 

Sn Vertretung des Grundfaßes der vollen Gewifiens- 
freiheit hätten wir — von Einzelheiten abgefehen — höchſtens 
noh den Wunsch zu äußern, daß die völlige Freiheit der 
gottesdienftlichen Uebung auh den Nebenfirchen der Re- 
formation, die heute unter vielen Widerwärtigfeiten zu 
jeufzen haben, eingeräumt werden möge. 

Aber es genügt niht, daß gute Geſetze exiftieren; fie 
müſſen auch gehandhabt werden. Der Gejchichtichreiber der 
evangeliichen Kirche in Defterreich, É. É Regierungsrat Georg 
Löſche, jchreibt (Gefchichte des Proteftantismug in Defterreich, 
©. 232); „Die durch Befeitigung des Konkordats entftandenen 
Züden wurden durd die Maigejege 1874 ff. ausgefüllt, die, 
3. D. weiter greifend als die preußifchen, doch nicht von den 
Gerichten, jondern von den VBerwaltungsbehörden gehandhabt 
und daher nah Belieben angewendet oder verleng- 
net werden.” RE 

Wie die Geſetze im heutigen Defterreich, zumal feit 1899, 
jeit man den Broteftantismus als ſtaatsgefährlich zu fürchten 
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angefangen hat, angewandt werden oder aud) nicht 
davon habe ich Ihnen heute zu berichten. — Das unfehlbare 
Oberhaupt der römifch-fatholiihen Kirche hat die Staats- 
grundgejege Oeſterreichs feierlich und fürmlich verflucht und 
für ungültig erffärt. „Wir verwerfen und verdammen fie 
kraft unferer apoftoliichen Autorität und erklären fie mit 
allen ihren Folgen kraft derjelben Autorität in Vergangen— 
heit und Zukunft für völlig geltungs- und wirkungslos. Die 
Urheber diejer Gejete, bejonders diejenigen, die fih für Katho— 
lifen ausgeben, die die erwähnten Geſetze vorzulegen, zu Dez 
gründen, zu approbieren und zu vollziehen ſich unterfangen 
haben, beſchwören wir flehentlich, fih der geiftlihen Strafen 
zu erinnern, die nah den apojtoliichen Konjtitutionen und 
den Beichlüffen der ökumenischen Konzilten die Räuber fird- 
licher Rehte von ſelbſt treffen“ (Uebj. der päpjtl. Allofution 
vom 22. Juni 1868, lat. Original bei Mirbt, Quellen ujw. 
1901). Und diejes Urteil ift big heute noch nicht zurüd 
genommen. Alſo die römiihe Kirche verflucht Oeſterreichs 
Staatögrundgefege. Dafür wird fie Heute gehätjchelt und 
die evangelische Kirche in ihrem gejeßlichen Rechtsbeſtand 
gefränft. 
Iustitia fundamentum regnorum! 


I. 

Artikel 2 des St.-Gr.- Gef. vom 21. Dez. 1867 lautet: 
Bor dem Geſetze find alle Staatsbürger gleidh. Art: 3 deg- 
jelben Geſetzes lautet: Die öffentlichen Aemter find für alle 
Staatsbürger gleich zugänglid. Wer wüßte nicht, daß Die 
Evangeliichen Defterreichs von jeher, feit fie überhaupt jtaat- 
liche Duldung genofjen, ihren Ruhm darin fanden, auch im 
öffentlichen, ftaatlihen Leben Tüchtiges zu leiften? Die Ge- 
meindeliiten unferer großen, hauptſtädtiſchen Gemeinden wiejen 
itet und weifen noch eine Reihe von gefeierten Namen auf, 
deren Träger im Dienste des Staates big zu den höchſten 
Stellen hinauf, im faijerl. und fönigl. Heere wie in der Flotte, 
im Dienite der Wiljenichaft und der Technik Hervorragendes 
leifteten und Hervorragende Stellungen einnahmen. Es iſt 
aber auch jchon eine alte Klage, daß viele diefer hervorragen- 
den Berjönlichkeiten ihr ganzes Leben lang von römiſchen 
Bekehrungsverjuchen umlauert waren. Nicht jeder Hatte die 
Charafterfeitigfeit und Glaubenstreue jenes É f Feldzeug— 
meister aus deutjchem Fürftenhaufe, dem fein evangelijches 
Bekenntnis auch nicht um den Preis der Verſchwägerung mit 
dem allerhöchſten Haufe feil gewejen ift. Wir wiljen leider 
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auch von manchem abtrünnigen Sohne der evangeliſchen 
Kirche zu berichten, der nach ſeinem Uebertritt eine recht 
gute, 3. T. glänzende Karriere in Oeſterreich machte. Wir 
erinnern an fonvertierte Suriften wie Sarde Philipps und 
Kojegarten, fonvertierte Künstler wie Frhr. v. Schmidt, den 
Erbauer des Wiener Rathauſes, Hiftorifer von Hurter Dig 
Onno Klopp, Philologen wie Bippart. Und wer zählt 
die unbefannteren Namen alle, die auf den mittleren und 
unteren Stufen des öffentlichen Dienstes ſtillſchweigend und 
ohne Aufjehen, langjährigem Drucke folgend, ihr evangelijches 
Glaubenstum preißgaben? 

Sie ſprechen vielleiht: „Das find alte Gejdhichten. 
Einjtens im Konfordatsöfterreih war wohl einem Evan- 
geliichen das Vorrücken ſchwer gemacht, heute leben wir im 
Verfafjungs- und Rechtsftaate, da ift jo etwas unmöglich.“ 
Leider müffen wir auch heute noch die Klage erheben, daß 
evangeliihen Chriften in vielen Zweigen deg öffentlichen 
Dienites die Anftellung und das Vorrücken erjchwert wird. 
Beionders ift dies auf dem Gebiete des Volksſchuldienſtes 
zu beffagen. Da wir nod in anderem Zujammenhange auf 
dieſes Kapitel zu fprechen fommen werden, jo fei Hier nur 
das Eine erwähnt, daß die berühmte Bejtimmung der fog. 
Lichtenſteinſchen Schulnovelle von 1883, wonad) der Schul— 
leiter dem Befenntnifje angehören muß, dem die Mehrzahl 
der Schiller nah 5jährigem Durchſchnitte angehört, dem 
Artikel 3 des Staatsgrundgejeges widerfpricht und daß jomit 
die Aufhebung diefer Beftimmung von ung mit allen Kräften 
anzustreben ift. 

Zur vollen Entfaltung der Freiheit der evangelijchen 
Kirche gehört auch das unbefchränfte Redt für jedermann, 
fich der evangelifchen Kirche anzufchließen, zu ihr überzutreten. 
Und nun frage ich Ste, hochanfehnliche Verfammlung: Können 
wir heute behaupten, daß jedermann, auch jeder, der in öffent— 
lichen Diensten fteht, von feinem verfaljungsmäßigen Rechte, 
da8 ihm in Artifel 4 deg Geſetzes vom 25. 5. 1868 zugeſprochen 
ift, unbefümmert Gebrauch machen fann? Das Gejeß jagt: 
Nach vollendetem 14. Lebensjahre Hat jedermann ohne 
Unterjchied des Gejchlechts die freie Wahl deg Religions» 
bekenntniſſes nach feiner eigenen Weberzeugung und tft in 
dieser freien Wahl nötigenfalls von der Behörde 
zu ſchützen. Dieſe legtere Beftimmung Klingt fajt wie em 
Hohn, wenn wir auf die tatjächlichen Verhältniſſe bliden. 
Ein Geheimerlaß des Grafen Gleispad), Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenien in Graz, vom 29. März 1899 iſt durch eine 


































Interpellation des Abgeordneten Dr. Eijenfolb in feinem 
Wortlaute befannt geworden (Wartburg I, ©. 112). Diefer 
Erlaß verbietet den richterlichen Beamten den Uebertritt, da 
diejer eine „politiiche Demonjtration“ bedeute! Nach einer 
Mitteilung der Grazer „Tagespoft” ift ein Geheimerlaß Deg- 
jelben Inhaltes an die Lehrer der Mittelſchulen erflofien. 
Daß auh Maßregelungen, Zwangsverſetzungen u. dergl. von 
Beamten im Anjchluß an ihren Webertritt erfolgt find, ift 
leider eine befannte Sache. Ich erinnere Sie an die Ber- 
jegung unjeres Ausſchußmitgliedes, des Herrn Boitoffizial 
P. Pogatjichnigg, von Innsbruck nad) Trieit; an die Suſpen— 
dierung einer Bolksichullehrerin in Radkersburg (Steiermarf). 
Selbjt die É u. k. Armee, die doh am allerwenigiten im 
Dienste einer Einzelfirche jtehen jollte, hat fih nicht frei von 
Gewifjensbedrängnis gehalten. Im Jahre 1902 wurde in 
der Damals bejtehenden Dftd. Rundſchau der Fall eines Feld- 
webel3 in einer unterjteiriichen Garniſon mitgeteilt, der fih 
nur durch eine in militärischen Berhältnifien äußerſt gefähr- 
liche Gharafterfejtigfeit gegenüber den Drohungen jeines 
Oberſten fein Webertrittsrecht erfümpfen fonnte! — Selbit 
die fommunalen Behörden können von der Anfchuldigung 
nicht freigejprochen werden, daß fie bisweilen den Art. 3 des 
Staatsgrundgejeges und den Art. 4 des Geſetzes vom 25. 5. 1868 
mißachten. Stadtvertretungen, die unter dem Banne kleri— 
faler Parteien jtehen, wie die Vertretung der Haupt- und 
Refidenzitadt Wien, jtellen nah Möglichkeit feine evangeliichen 
Lehrer an oder feen diejelben bei jeder Gelegenheit zurück. 
Aber auch „Freiheitliche” Stadtvertretungen haben ſchon mert- 
würdige Erweiſe „freiheitlicher Gefinnung“ gegeben. Wir 
tennen eine Zandeshauptjtadt, deren Bertretung einen ihrer 
ftädtijhen Beamten bei der Borrüdung jchon mehrere Male 
übergangen hat, weilderjelbe übergetreten ift und im evangelischen 
Vereinsleben jeiner Stadt eine hervorragende Stelle einnimmt! 

Die Freiheit unjerer evangeliichen Kirche fordert ge- 
bieteriich, daß jeder Staatsbürger, auch jeder Angeftellte des 
öffentlichen Dienftes, nicht nur das Necht Hat, evangelisch zu 
jein, jondern auh das Necht, evangelifch zu werden. Wir 
fordern daher, daß dieſes verfaliungsgemäße Recht jeder- 


mann — fei er Soldat, Richter, Beamter, Lehrer oder was 
jonjt noch immer — gewahrt bleibe. 
11. 


Art. 14 Abi. 3 des Staatsgrundgejeßes vom 21. De- 
zember 1867 beitinimt: 
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Niemand fann zu einer firhlichen Handlung oder 
zur Teilnahme an einer Firchlichen Feierlichkeit ge- 
wungen werden, injofern er nicht der nach dem 
Geſetz Hierzu berechtigten Gewalt eines andern unter- 
ſteht. 

Alſo nicht einmal zur Teilnahme an-einer kirchlichen 
Handlung oder Feierlichkeit feines eigenen Befenntnifies fann 
ein Staatsbürger gezwungen werden, viel weniger zur Teil- 
nahme an einer kirchlichen Feierlichkeit eines ihm fremden 
Bekenntniſſes — fo jagt das Geſetz. Wie fieht aber die 
Praris aus? Ginen geradezu himmelfchreienden Unfug 
brauche ich heute an Ddiejer Stelle zu erwähnen, da er Heute 
der Gegenſtand einer bejonderen Berichterjtattung ift: nämlich 
den von É. É. Gerichten durch Strafurteile auch auf Evans 
gelische ausgeübten Zwang, den amtierenden römischen Prieſter, 
zumal wenn er die Hoftie zu einem Sterbenden trägt, zu 
grüßen. Die Welt wird einmal jtaunen, wenn man ihr 
mitteilt, daß folh ein Geßlerhut — ich freue mich, Dielen 
übrigens redt naheliegenden Ausdrud in unjerem Oſtmark— 
volfe eingebürgert zu haben — noch im 20. Sahrhundert 
aufgerichtet werden fonnte! 

Aber damit find unjere Beichwerden wegen Verlegung 
des Art. 14 Abſ. 3 des Staatsgrundgejeges noch nicht er- 
ledigt. Direft oder indireft wird auf evangeliiche Beamte 
ein Drud ausgeübt, fih an fatholiichen Gottesdienjten, De- 
ſonders an der dem evangeliichen Glauben unannehmbaren 
Meile zu beteiligen, und dag nicht nur bei „patriotischen“ 
Sottesdieniten, jondern auch bei rein kirchlich-katholiſchen 
Beranftaltungen wie bei der Fronleichnamsprozeſſion, oder 
bei der Auferjtehungsfeier. Entgegen den bejtehenden dienit- 
lichen Borfchriften werden ferner evangelijche Mitglieder des 
Heeres zu folchen Feiern, beſonders zur Spalierbildung bei 
Fronleichnamsprozeſſionen, herangezogen; die evangelischen 
Mannschaften werden hierbei auf ihr Necht, fih von dieſem 
Dienste freizumelden, entweder gar nicht aufmerkfjam gemacht, 
oder in einer Form, die ihnen von vornherein jeden Mut, 
fich zu melden, rauben muß. 

Ganz beſonders verwerflih ift endlich der auf evans 
geliihe Lehrer an öffentlihen Schulen ausgeübte Drud, 
ihre Schüler zu den fog. „religiöfen Uebungen“ zu führen, 
und zwar Werftags oder Sonntage — ein wang, der ganz 
gegen das Staatögrundgejeg ſolchen Lehrern die Pflicht der 
„Zeilnahme an einer kirchlichen Handlung oder einer fird- 
lichen Feierlichkeit“ auferlegt. Es Handelt fih hier nicht 








um eine mehr oder minder deutliche Beeinflufjung der Lehrer 
zu „freiwilliger“ Beteiligung, mehr oder minder deutliche 
Winke mit dem Zaunpfahl, jondern um ganz direkte dienſt— 
lihe Befehle, durch die evangeliiche Lehrer in die fatho- 
fiiche Meſſe getrieben werden jollen!! Greifen wir aus den 
zur öffentlichen Kenntnis gefommenen Fällen nur den „Fall 
Hoinkes“ heraus. (Stenograph. Protofoll der Sigung des 
~ Abgeordnetenhaufes vom 14. Nov. 1901). Der evangelijche 
Bürgerfchullehrer Hoinfes wurde durch Verfügung des Landes- 
ichulrat3 der Proving Böhmen 1898, aus Dienjtesrüdfichten 
von Marjchendorf im Aupatale nach Neubijtrig verjegt, weil 
er fich geweigert hatte, an der katholiſchen Schulmejje teil- 
zunehmen. In Neubiftrig juchte ihn der Bürgerjchuldireltor 
Adolf Kloje nicht nur um jeden Preis katholiſch zu machen, 
Sondern er erneuerte den Verſuch, durch dienſtliche Be- 
fehle den Lehrer Hoinfes und einen zweiten evangelifchen 
Amtsgenofien zum Befuch der Meſſe zu zwingen. Und 
nun hören Sie: der f. f. Bezirksjhulrat in Neuhaus, 
der É É Landesſchulrat in Prag und das É. f. Mini- 
fterium für Kultus und Unterridt in Wien wies 
die Beichwerde der beiden evangelijchen Lehrer ab! 
Während aber diefe Bejchwerde noch unerledigt war, wurde 
beiden eine geradezu abjcheuliche Falle gejtellt: Am Namens— 
tag des Kaiſers (4. Dftober) wurde im Anſchluß an die 
Meile eine „patriotiihe Schulfeier” unangejagt veranital- 
tet. Der eine der beiden evangelischen Lehrer fam zu- 
fällig dazu und nahm an der Feier teil; Hoinkes aber, dem 
die Feier gar nicht angejagt worden war, wurde wegen „uns 
patriotishen Verhaltens“ in Disziplinarunterfuchung gezogen 
und, ohne daß ihm irgend welche Gelegenheit zur Berant- 
wortung gegeben worden wäre, ungehört zur Dienftesentlafjung 
verurteilt! (NB. Der Direktor, der den Lehrer Hoinfes 
verfolgte, wurde während diefer Zeit von zwei Gerichten für 
irrjinnig erflärt.) Erjt nad) einem vollen Jahre wurde 
im Rekurswege dieſes Urteil in Strafverjesung umgewandelt. 
Alfo Strafverjegung eines evangeliichen Lehrers, weil er von 
feinem ſtaats- und jchulgejeglichen Rechte Gebrauch gemacht 
hat und fih nicht in die Meſſe treiben ließ! 

Sch frage darum: Haben wir recht oder nicht, wenn 
wir erflären: auch der § 14 Abi. 3 der Staatsgrundgeſetze 
fteht bisher nur auf dem Papier, feine jtrenge Durchführung 
müſſen wir erft noch fordern? 











111. 

Urt. 5. des Gejetes vom 25. Mat 1868 bejagt: Durch 
die Religionsveränderung gehen alle genoſſenſchaft— 
lihen Rechte der verlajjenen Kirche oder Religions— 
genoſſenſchaft an den Ausgetretenen ebenjo wie die 
Unsprüche diejes an jene verloren. Sie werden jagen: 
eine ganz natürliche, gute, jachgemäße Beitimmung. Leider 
fehlt auch ihr noch viel zur vollen Durchführung. Ja, es 
bat fogar die fatholiiche Kirche ein Zwangsrecht über manche 
Evangeliiche, die ihr nie angehört haben durch da in 
die Gejebgebung deg Staates in dag Allgemeine Bürgerliche 
Geſetzbuch übergegangene kanoniſche Eheredht. 

Nehmen wir an, ein evangeliiher Hang Müller heiratet 
ſeine katholische Braut Grete Schmidt. Die Hochzeit wird 
vor dem evangeliichen Pfarramte gejchlojjen, und die Braut 
bat deswegen viel von ihrem katholiſchen Seeljorger zu leiden; 
er hält ihr vor, diefe Ehe fei gar eine giltige Ehe, fie fei 
ein ſchimpfliches und verderbliches Konkubinat. Später ſtellt 
es ſich jedoch heraus, daß kein Glück bei ihrer Ver— 
bindung iſt, und der evangeliſche Teil ſtrebt die Trennung 
des Eheſtandes an. Zu ſeiner größten Ueberraſchung erfährt 
er, daß ſeine Ehe, die nach der Behauptung des katholiſchen 
Beichtvaters überhaupt keine giltige war noch iſt, vor dem 
Forum des über den Belenntniſſen ſtehenden Staates un— 
(ösbar ift, nach § 111 deg BGB. Es find jomit evangelische 
Chriſten unter dag Joch des römiſchen, kanoniſchen Eherechts 
gefangen. 

Wir müſſen fordern, daß bei der geplanten Ehe— 
rechtsreform zum wenigſten dieſer Paragraph des BGB. 
verſchwinde. 

Aber noch mehr: S 63 deg M. BGB. ſtellt ein Ehe- 
hindernis der höheren Weihen feft. Wer einmal die höheren 
Meihen des römischen Prieſters empfangen hat, oder Die 
feierlichen Gelübde des Ordensſtandes abgelegt hat, der ift 
und bleibt sacerdos, monachus, monacha in aeternum nad) 
den Begriffen der römischen Kirche. Selbſtverſtändlich nicht 
nad) den Begriffen deg modernen Staats, = auch dieſen 
PBerjonen die Wohltat der Staatögrundgefeke, bejonder Die 
Gewiliensfreiheit und die Freiheit des Austritts aus Klerus, 
Drden und Kirche gejchentt Hat. Aber dieſer jelbe moderne 
Staat Defterreich verwehrt ausgetretenen Klerikern, ausge- 
tretenen DOrdensmitgliedern, auch wenn fie ſchon fängt Mit- 
glieder der evangeliichen Kirche geworden find, eine Ehe ein- 
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zugehen. (Nebenbei bemerkt: dieſer jelbe moderne Staat 
Dejterreich betrachtet außgetretene Ordensleute, auch wenn fie 
mit ihrem Orden und ihrer Kirche außer allem Zuſammen— 
bang jtehen, auch wenn fie zur evangeliichen Kirche überge- 
treten und von ihrer Kirche feierlich erfommuniziert und 
verflucht worden find, noch als Ordensleute, er jpricht ihnen 
Darum jede Nechtsfähigfeit ab, genau wie Blödfinnigen und 
Idioten, er erklärt fie für erb- und verwaltungsunfähig! 
Auch ein Beweis dafür, daß das öffentliche bürgerliche 
Redt Dejterreihd durch das kanoniſche Recht beeinflußt 
wird!) 

Sie fragen vielleiht: Nun, e wird ja wohl von jenem 
Ehehindernifje, das eine veraltete Geſetzgebung aufgeftellt Hat, 
mit Leichtigkeit Dispens zu erlangen fein? Leider ift genau 
das Gegenteil der Fall: Dispens von § 63 des M. BGB. 
gehört zu den Dingen, die am fchwerften zu erreichen find, 
weil wunderlicherweije viele Richter in Defterreihd — aud 
nichtklerifale — die Beitimmungen des kanoniſchen Rechts, 
die doch vom ftaatlihen Gefichtspunfte aus höchſtens 
Belleitäten einer Einzelfirdhe find, bitteren Ernſtes für 
bindende, auch die ftaatlihe Gejebgebung verpflichtende 
Nechtögrundfäge Halten. Gerne erfennen wir an, daß in 
den legten 4 Jahren unſeres Wiſſens 2 (zwei) Fälle von 
Dispenjation vorgefommen find. Groß aber ift die Zahl 
der Fälle, wo evangelifche oder altfatholiihe Männer, zum 
Zeil Herren in bochangejehener Stellung, fih ſchon feit 
Jahren umjonft um Dispens bemühen. Umgefehrt wies die 
Wartburg (4. Jahrgang, 35. und 36. Folge) einen Fall nad), 
in dem ein fatholischer Priefter ein ehemaliges Ordensmit— 
glied auf Grund des päpftlichen Dispenjes ohne weiteres, 
ohne jtaatlihen Dispens, traute. 

Man folte meinen, Artikel 5 des Geſetzes vom 
25. 5. 1868 genüge zur richtigen Auslegung des § 63 
U. BGB. und made dadurch feine Aufhebung unnötig. 
Wenn ein wirfliher Austritt aus der katholischen Kirde, 
den ja das kanoniſche Redt nicht anerkennt, durch das 
Staatögejeb möglich gemacht wird, fo ift ja vor dem Forum 
des Staat? der ausgetretene katholiſche Briefter fein Katholik 
mehr und jomit auch fein Geiftlicher mehr; alle Forderungen, 
die an ihn auf Grund feiner vormaligen Zugehörigkeit 
zur römischen Kirche gerichtet werden, find null und nichtig, 
auch die Firchlichen Anfprühe an ihn, ehelos zu bleiben. 
Da jedoch die Nechtiprehung fih bisher nicht auf den 
Boden von Sinn und Vernunft und gejundem Menfchen- 
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verjtand, jondern auf den Boden deg kanoniſchen Rechtes 
geitellt hat, jo genügt es nicht, eine richtige Auslegung des 
§ 63 A. BGY. zu fordern, fondern wir müffen verlangen, 
daß § 63 mit § 111 bejeitigt werde. 

Weitergehende Forderungen auf Reform des Cherecht3 
mögen und als Einzelperjonen billigens- und wünſchenswert 
eriheinen; die Einführung eines Zivilitandesamts, das nicht 
nur das ganze Ehewejen, jondern überhaupt die Beurkundung 
des Perſonenſtandes zu übernehmen hätte, mag ung gerade 
von unjerem evangelischen Standpunkt aus, der dem Staate 
läßt, was des Staates ift, als ein erftrebenswertes Ziel 
erjcheinen; unfer evangeliicher Bund alg folcher hat fih aber 
darauf zu bejchränfen, die Bejeitigung derjenigen Geſetzes— 
bejtimmungen zu verlangen, die eine Beeinträchtigung der 
evangelijchen Freiheit bedeuten. Das ift wenigfteng die Mn- 
licht Ihres Berichteritatters. 

Auch wir werden gewiß die Löſung eines Chebandes 
als eine beflagenswerte Erjcheinung betrachten. Wir willen 
uns gegenüber den Vorwürfen, als wollten wir zur Zoderung 
des Ehebandes mit beitragen, rein. In meiner Nachbarge- 
meinde trat einft ein Herr zur evangeliichen Kirche über und 
veranlaßte aud feine Braut zu diefem Schritte. Auf den 
Borhalt des Pfarrers, er hätte nicht fo unbedingt auf den 
Uebertritt der einer jtreng fatholiichen Familie angehörigen 
Braut vor der Hochzeit beftehen folen, um nicht den An- 
ihein zu erweden, alg hätte er fih vor der Unlösbarfeit 
der Ehe mit einer Katholikin gejcheut, erwiderte unfer Mann: 
sh wußte gar nicht, daß die evangeliiche Ehe Lösbar ift. 
sch bin nun aber doppelt froh, auf dem Uebertritt bejtanden 
zu haben, denn ich Halte e3 für dag fittlich Höhere, in voller 
Freiheit Liebe und Treue zu bewahren. Das ift wahrhaft 
evangeliich gedacht. Es bleibt ja der katholiſchen Kirche un- 
benommen, dag Verbot der Wiederverehelichung für Gefchiedene 
als kirchliches Gebot aufrecht zu erhalten. Den Verſuch 
aber, nad) wie vor dag Fanonifche, römiſch-katholiſche Eherecht 
Kichtlatholifen aufzuzwingen, müſſen wir als unerträgliche 
Tyrannei bezeichnen und befümpfen. 


IV. 

Ürtifel 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 lautet: Mn- 
gehörige einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft fünnen zu 
Beiträgen an Geld und Naturalien oder zu Leiftungen an 
Arbeit für Kultus und Wohltätigfeits-Zwede einer andern 
nur dann verhalten werden, wenn ihnen die PVflichten des 
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dinglichen Patronats obliegen, oder wenn die Verpflichtung 
zu ſolchen Leiſtungen auf privatrechtlichen, durch Urkunden 
nachweisbaren Gründen beruht, oder wenn ſie grundbücherlich 
fichergeftellt ift. 

Eine Folge diejes Artifel3 war dag Gejeg vom 7. Mat 
1874 „zur Regelung der Nechtöverhältnifje der Fatholiichen 
Kirche”, befonders in feinem VI. Abſchnitt, § 35—37, das 
die Bildung der katholiſchen Pfarrgemeinden vorjchreibt. 
Denn, wie der Motivenbericht zu dieſem Gejege mit Redt 
hervorhebt, „erjcheint es bei der jeßigen gejeglichen Gleich— 
berechtigung aller anerfannten Konfeſſionen als eine Anomalie, 
daß die Repräſentanz der Ortsgemeinde mit den Kultusan— 
gelegenheiten einer einzelnen Konfeſſion, wenn aud der aller- 
zahlreichiten, befaßt wird. Ueberdies Hat Ddiejer Zuſtand 
auch ungehörige praktiſche Konſequenzen. Insbeſondere fann, 
jolange derſelbe fortdauert, die im Artikel 9 des interfon- 
feffionellen Gejetes vom 25. 5. 1868 normierte Freiheit 
von Leiftungen zu Kultuszwecken Andersgläubiger nicht zur 
Geltung tommen. Solange nämlich infolge der fumulierten 
Vertretung die Vorforge für den katholiichen Kultus als eine 
Angelegenheit des Gemeindehaushaltes behandelt wird, werden 
die nichtkatholiſchen Infafjen des Gemeindegebiets ſtets — 
ſei es direkt oder indirekt zur Beiſteuer für den katholiſchen 
Kultus herangezogen werden können . .“ 

Der Geſetzgeber hat fomit die Frage, um die es ſich 
bier handelt, flar erkannt und das einzig richtige Mittel 
hierfür zum Geſetz erhoben: Die Errichtung der fatholiichen 
Pfarrgemeinden, die ihre Vedürfniſſe, ſoweit das Firchliche 
Drtövermögen nicht ausreicht, durch eine Kirchenjteuer zu 
değen haben. Auf diefen Weg find ja nicht nur die fon- 
feifionellen Minderheitöfirchen in Defterreih von jeher an- 
gewiejen gewejen, jondern e3 ift auch diefer Weg von der 
Kirchengejeßgebung der meisten Bundesftaaten des Deutjchen 
Reichs für alle Kirchen längft beichritten worden. Oeſterreich 
hat alfo auch Hier in feiner Gejeggebung ganz den richtigen 
Weg, noch vor den anderen eingejchlagen? 

Hören wir 8 37 deg Geſetzes vom 7. Mai 1874: 

Die näheren Vorſchriften über die Konftituterung 
und die Vertretung der Pfarrgemeinden, dann über 
die Bejorgung der Angelegenheiten derjelben werden 
durch ein bejonderes Gejeß erlaſſen. 


Auf diejes bejondere Geje warten wir nun feit 


31 Jahren 5 Monaten und 24 Tagen! Eine Minifterial- 
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verordnung vom 31. Dezember 1877 defretierte vielmehr 
verblüffend einfach: 

Bis zum Zuftandefommen deg im § 37 deg Ge- 
jebes vom 7. Mai 1874 in Ausjicht gejtellten Geſetzes 
über die Konitituierung und Bertretung der Pfarr- 
gemeinden, dann über die Bejorgung der AUngelegen- 
heiten derjelben find die Angelegenheiten der katholiſchen 
PBfarrgemeinden wie bisher von den Ortögemeindever- 
tretungen zu bejorgen. 

Diefelben Haben daher auch fortan über die, Die 
Pfarrgemeinden treffenden oder von demjelben zu über- 
nehmenden Beitraggleiftungen zu katholischen Kultus- 
sweden zu bejchließen und für deren Bededung und 
Einbringung vorzujorgen. 

Dag Heißt Doch: auf dem Verordnungswege das faun 

eichlojiene Geſetz wieder aufheben! 

Wo eine Fatholiihe Pfarrgemeinde Doch gebildet wurde, 
wie 3. B. in Bielig, wo „Bildung und Beſitz“ großenteil? 
im evangelischen Lager fteht, da wird die Fatholiiche Kirchen- 
steuer nah wie vor von der Gemeindefajje eingehoben! 

Es leuchtet ohne weitere ein, warum fih der ganze 
Kleriktalismus der Durchführung diejes Geſetzes, Die von der 
Regierung ſchon öfter geplant war (Salzburger Tagbl. vom 
1. Febr. 1904 Nr. 25), geradezu mit Erbitterung entgegen- 
ſtemmt. Die katholische Kirche will um jeden Preis den 
Anschein bewahren, als wäre fie noch die Staatskirche, fie 
will nicht mit der evangelifchen, der altkatholiihen Kirche 
und anderen Minderheitöbefenntnifjen auf eine Stufe gejtellt 
werden. Und fie fürchtet fidh vor der Kirchenfteuer wie vor 
dem Feuer, denn fie nimmt nicht mit Unrecht an, daß eine 
ſehr große Anzahl ihrer Glieder fih für die Ehre, der fa» 
tholiichen Kirche anzugehören, in dem Augenblide bedanten 
würde, da diefe Ehre mit Geld bezahlt werden müßte. Und 
fie findet die Zumutung für unerträglih, Kicchenvorftehungen 
nach Art der evangeliichen Presbyterien einzurichten, da fie 
den „Laien“ keinerlei Rehte in der Gemeinde einzuräumen 
gewöhnt ift. Um fo mehr müſſen wir fordern, Daß dag 31°), 
Jahre alte Geſetz nun endlich einmal durchgeführt werde. 
Es handelt fih nicht bloß um die Steuergelder der Evans 
gelischen, die zu katholiſchen Kultuszweden verwendet werden, 
\ondern auch um die Gelder der juriftiichen Perſonen, der 
Aktiengejellichaften u. f. w. Jedermann weiß, welche bedeu- 
tende Stellung in der öfterreichischen Snduftrie reichsdeutſche 





Aftiengejellihaften einnehmen, unter deren ZTeilhabern die 
Evangeliichen überwiegen werden. Es ift ein der Gleidh- 
berechtigung der Bekenntniſſe widerjprechender Zuftand, daß 
die Steuerbeiträge folder befenntnislojen juristischen Perſonen 
einer Einzelficche zu Gute fommen. 

sch bitte Sie, gerade dieſer unferer Forderung den 
größten Nachdruck zu verleihen. Erft vor furzem hielt der 
Führer der Neuflerifalen, Dr. Lueger in Wien, eine Rede, 
in der er dieſer Forderung fanatifchen Widerfpruch entgegen- 
jeßte. Er redete von einer Ertrafteuer, die man dem fatho- 
lichen Volk auferlegen wolle, und meinte, wer fih eine 
Ertrawurjt braten laſſen wolle, der fole auch dafür bezahlen. 
Das Heißt doh die Dinge mit ftaunengwerter 
Kühnheit auf den Kopf ftellen und auf die mangelhafte 
Dent- und Urteilöfraft der Hörer gar zu offenherzig fpefu- 
lieren! Umgekehrt wird ein Schuh daraus: alle Staatsbürger 
bringen die Koſten für ihren Gottesdienst allein auf, nur 
die Katholiken verlangen Bezahlung ihrer fämtlichen Kultus- 
foften aus Steuermitteln. Die Katholiken berufen fih darauf, 
daß der Staat unter Joſef II. viel Kirchengut eingezogen 
habe: den Evangelifchen hat die Gegenreformation auch Hun- 
derte von Kirchen, von PBfarrhäufern und ungezählte Werte 
an fonfisziertem Privateigentum und „Abzugspfennigen“ ge- 
raubt. Wir verlangen ja auch nicht, daß aller Schaden 
und wäre er aug der Sintflut her — und vergütet werde. 
Und was uns recht ift, fol auch der fatholifchen Kirche billig 
fein. Sie fol niht, um in Dr. Luegers Jargon zu reden, 
eine Ertrawurft für ſich verlangen. Wird ihr doch ohne- 
die wohl in allernächjter Zeit durch die Kongruavorlage 
wieder ein Geſchenk von jährlichen (nicht einmaligen) neun 
Millionen Kronen in den Schoß geworfen. 


V. 

Eine Quelle von Benachteiligungen aller Mrt für die 
Evangelischen Dejterreichs ift dad Schulweſen. Das Geſetz 
vom 25. Mai 1868 bejtimmt den interfonfeifionellen Cha- 
rafter der öffentlichen Schulen, die ſowohl für Lehrer als 
Schüler jeden Bekenntniſſes in gleicher Weife beftimmt und 
zugänglih find. Es ift befannt, daß die Evangelischen 
Deiterreich® das Schulgejeb der liberalen Mera mit gemifchten 
Gefühlen begrüßt haben. Hatten fie doch, mit vielen Opfern 
und jchweren Kämpfen, unter dem Drug der „Xoleranzzeit” 
und der Konfordatzjahre ein eigenes blühendes Schulwejen 
geihaffen, das dem öffentlichen, katholiſchen Schulweſen der 
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alten Zeit anerfanntermaßen überlegen war. Die Evange- 
liichen der fiebenziger Jahre gaben nur ungern der Notwen- 
digkeit, ihre eigenen evangeliihen Schulen zu Gunften der 
interfonfejfionellen öffentliden Schulen aufzulallen, nad). 
MWußten fie doh, daß die Gemeinihaft mit dem ftramm 
organisierten Katholizismus für fie eine societas leonina 
bedeutete; mußten fie doh im voraus darauf gefaßt fein, 
daß die furze Periode einer liberalen Regierung in Defter- 
reich nur zu bald vorübergehen und dag Öffentliche Schulweſen 
zu einem mehr oder minder katholiſchen Schulwejen werden müjle. 
Nur zu bald ift diefe Befürchtung zur Wahrheit geworden. 

Betreten wir einmal dag Gebäude einer jolchen inter- 
konfeſſionellen öffentliden Volksſchule. 3 iſt ſozuſagen 
römiſch kirchlicher Boden, denn es iſt römiſch-kirchlich geweiht, 
und manchmal wird aus dieſem Grunde die Benützung eines 
Schulſaals zu evangeliſchem Gottesdienſte abgeſchlagen, 
während die Benützung zu römiſch-katholiſchem Gottesdienſte 
nicht verſagt wird. Auch wo ein Ortsſchulrat das von der 
Gemeinde erſtellte Schulhaus gern zu evangelijhen Gottes- 
diensten zur Verfügung geftellt hätte, haben jchon höhere 
Behörden ihr Veto eingelegt. An den Wänden der Gänge 
und der Lehrzimmer finden wir Kruzifixe, Marien- und Hei- 
(igenbilder. Der Schuldireftor, der ung begrüßt, ift Katholik; 
Evangeliichen ift, wie wir oben hörten, der Zutritt zu Diejer 
Stellung in mehr als 99°/, aller Fälle gejegli) unmöglich 
gemacht. Eine winzige Zahl von Orten ift übrig, wo bdie 
Evangeliihen die Mehrzahl bilden, und wo demgemäß ein 
evangelifcher Schulleiter angeftellt werden müßte. Aber was 
geihieht? Man fchult fofort ſoviele Anrainer um, big Die 
Evangeliſchen doh wieder in der Minderheit find! So ge- 
ichehen unter „liberaler“ Herrichaft in dem Orte Trübenbad) 
am Deticher in Niederöfterreih. Selbſt die gewöhnlichen 
Lehreritellen find an vielen Orten, auh da, wo ein Orts— 
ichulrat das Präfentationsrecht hat, nicht zu haben, der evan- 
gelische Lehrer muß in dem Dörflein, wo er feine erjte Anſtellung 
gefunden hat, aushalten, big er alt und grau wird. Dem 
evangelifchen Lehrer P. Q. fagte 1895 der É. É. Bezirksſchul— 
inipeftor S. in Teihen: Ih fage Ihnen offen und ehrlich, 
daß die Gemeinde feinen Broteftanten mehr anſtellen will.“ 
Er fiel auch — in feiner Heimatftadt, die vom Liberalismus 
trieft! — dur, obwohl 8 neue Lehrftellen ausgejchrieben 
waren. Welchen Vergewaltigungen evangelijche Lehrer dann 
immer noh ausgejegt fein können, Haben wir oben jhon an 
betrübenden Beilpielen nachgemiejen. 
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Ein Amtsbruder aug dem Gebirge in Kärnten fchrieb 
mir am 6. Dft. 1905: 1'/, Stunden von hier und zu meinem 
Sprengel gehörig, liegt die Ortichaft Inner... ..... In 
dem verlaſſenen Klöſterlein, dag dort maleriſch und baufällig 
an reizender Stelle liegt, hauſte bis vor kurzem ein Pfarr— 
proviſor B. R., ein ausgezeichneter Geſellſchafter für die 
beſſeren Gejellihaftsichichten, von guten Formen und nicht 
ohne Geiſt, für beicheidenere Anſprüche voller Anekdoten und 
darum landauf landab befannt und beliebt. Ihm gegenüber 
wohnt der evangeliihe Schullehrer der dortigen öffentlichen 
Schule, ein achtbarer Mann, der das begreifliche Bejtreben 
hat vorwärts zu fommen. Darauf baute der plößlich feine 
ſtark katholiſchen Triebe entdedende Herr Proviſor feinen 
Plan. Zum allgemeinen Erſtaunen wurde der Schulleiter 
mehrere Jahre früher als üblich Oberlehrer. Und alg nun 
gar dag Verhältnis zwiſchen dem Oberlehrer und dem evan- 
geliihen Pfarrer fih vorübergehend trübte, glaubte der 
Propagandiit gröberes Geſchütz aufführen zu Dürfen. Er 
machte dem Lehrer allen Ernſtes das Angebot, ihm eine 
neuzufchaffende Uebungsjchullehreritelle in Klagenfurt zu ver- 
Ihaffen, wenn er fatholiih werde. Der Lehrer zeigte fiğ 
aber alg treuer Brotejtant und ließ den Verführer gehörig 
ablaufen. — Hat alfo wohl die Hebungslehrerftellen in Kla- 
genfurt der Bilchof zu vergeben? 

Uber weiter: ſehen wir ung dag Leben einer interfon- 
fejfionellen Schule näher an. „Es gibt eine Schulgemeinde, 
wo die evangeliichen Kinder in der öffentlichen Schule wegen 
ihres Befenntnifjes auch von den SKatecheten verhöhnt und 
beſchimpft werden; wo die Armenräte erklären, daß evan— 
geliiche Kinder feine Armenbücher befommen; wo man die 
evangelischen Schüler zwingt, dem fatholifchen Religions- 
unterrichte beizumohnen, wenn derjelbe zwiſchen zwei anderen 
Schulftunden liegt; wo man fie zwingt, Fronleichnamslieder 
zu faufen und zu fingen; wo Lehrer den evangeliichen Kindern 
mit Obrfeigen drohen, wenn fie dag SKreuzeszeichen beim 
Schulgebet nicht madhen; wo Lehrerinnen den evangelischen 
Mädchen jagen, die Evangelifchen haben feinen Gott, feien 
feine Chriften; wo die Allerkleiniten, die noch feinen evan- 
geliichen Religionsunterricht haben,*) gezwungen werden, 
am römijchen Religionsunterricht teilzunehmen; diefe Shul- 
gemeinde liegt nicht etwa in einem weltfernen Winfel der 
Monarchie —: fie heißt Wien!“ (Wartburg II, ©. 308). 
Die Schule aber ift „interfonfeffionell“. 


*) Sit unterdes eingerichtet worden! 













































7 in in innen — rettet 











19 


Die Schule wird mit Gebet eröffnet und geichlofien. 
Gegen den flaren Wortlaut der noch einer beijeren Zeit 
entitammenden landesschulrätlichen Verordnungen werden fon- 
feſſionell-katholiſche Gebete, der engliihe Gruß u. |. f, aud 
in konfeſſionell gemifchten Klaſſen geſprochen. Es ift jebt 
von Linz aus eine beſondere Bewegung gegen das konfeſſio— 
nelle Schulgebet entſtanden (Neue Freie Preſſe vom 8. Sept. 
1905). Auch unferes Erachtens müßte ein guter Kindervers 
für eine interfonfejfionele Schule fih leicht finden laffen. 
Die Gefangftunde beginnt: römifch-fatholiiche Kirchengejänge 
und Meßlieder fjchallen an unfer Ohr, die auch von den 
evangelifchen Kindern mitgeübt werden müjjen (wie aud) 
auf den Lehrer von manchen Landesjchulräten, 3. B. in 
Böhmen, ein direfter Zwang geübt wird, die ihm angetra- 
gene Chorregentenftelle ja nicht augzufchlagen, Wartburg III, 
©. 283). Die Schule aber ift „interfonfejjionell”. 

Wie fteht’3 nun mit dem evangelifchen Religionsunter— 
richt? Für ihn ift ein färgliches Ausmaß von Stunden, 
in ungünftiger Zeit, gnädigft eingeräumt. Der katholiſche 
Katechet ſitzt im Lehrförper, der evangeliiche wird natürlid) 
nicht eingeladen. Und jelbjt diejeg Minimum ſucht man da 
und dort zu unterbinden. So mußte der evangelijche Vitar 
von Rottenmann über zwei Jahre hindurch kämpfen und nad- 
einander an den Bezirksichulrat, den Landesjchulrat und das 
f. £. Minifterium für 8. u. U. refurrieren, bis ihm endlich 
geftattet wurde, im Schulhaus in Admont evangeliihen 
Neligiongunterricht zu halten (Wartburg III, 172). Dem 
evangelifchen Vikar von Karbitz wurde mit Erlaß des Lan- 
desſchulrats vom 2. 1. 1903 verwehrt, 7 evangeliſche Schüler 
von Sobochleben in ihrer eigenen Schule anftatt in Maria- 
ihein zu unterrichten, obwohl dafür gar feinerlei Remune— 
ration oder Wegeentichädigung verlangt wurde. (Stenograph. 
Brotofol der Sitzung des Wbg.-H. vom 15. 16. und 17. 
Januar 1903.) 

Und ein folcher Religionsunterricht fol dagegen auf- 
fommen können, daß der ganze übrige Unterricht (denken Sie 
an den Gefchichtsunterricht), die Lehrbücher :c. von katho— 
fifchem Geiſte durchtränft find! Die Schule aber ift 
„interfonfejjtonell”. 

Manche Ungerechtigfeiten hat auch die evangelijche Be- 
völferung bei den Schulvertretungen: Orts-, Bezirks⸗ und 
Landesſchulrat, zu beklagen. Es ift ja allerdings diejer Gegen- 
ſtand in den verjchiedenen Kronländern gejeglich verſchieden 
geregelt, und in manchen Kronländern haben wir keinerlei 
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Grund, ung über dag Geſetz zu beichweren. Was nügt 
aber das ſchönſte Gefeg, wenn es nicht gehandhabt wird? 
Sch erinnere Sie an die Beichwerde des Vikars Heisler in 
Peggau (Steiermark), der gegen den Wunsch des Orisſchulrats 
jelbft — auf Anordnung des Bezirksihulrats Frohnleiten 
nicht zu den Sitzungen des Ortsſchulrats beigezogen werden 
darf, weil der Landesſchulrat ſeit zwei Jahren nicht darüber 
ins Reine kommen kann, ob das Geſetz auch für Peggau 
gilt! (Grazer Tagblatt 14. 9. 1905, Wartburg IV, Folge 39). 

Anderwärt aber bedeutet jhon der Wortlaut und Inhalt 
des Gejeges eine Bevorzugung der römifch-fatholifchen, eine 
Benachteiligung der evangeliihen Kirche. So ift feit der 
niederöſterreichiſchen Schulgejegverfhlimmerung vom 25. De- 
zember 1904 dem evangelischen Pfarrer dag vorher beftehende 
Redt der Mitgliedfhaft als Birilift im Ortsfchulrate ge- 
nommen worden, dem fatholiihen Pfarrer belafien! Ein 
hiergegen gerichteter Broteft der fämtlichen Presbyterien Nie- 
deröjterreich®, ja jelbjt eine Verwahrung des t. f. evange- 
lichen Oberkirchenrats, bejchloffen in einer Situng vom 
18. Dft. 1904, wurden nicht nur nicht beridfichtigt, fondern 
geradezu als Luft behandelt. Und im Landesjchulrate fehlt 
neben den Vertretern der römiſch-katholiſchen Kirche ein folcher 
der evangeliichen Kirche in den folgenden Kronländern ganz: 
Görz und Gradisfa, Iſtrien, Krain, Salzburg und Tirol. 
(Bon Dalmatien, das feinen evangelischen Geiftlichen hat, 
und von Galizien, daS heute noh außerhalb des Reichs— 
volksſchulgeſetzes jteht, jehen wir ab.) Die Schule aber 
ift „interfonfeffionell“. 

Wir können es begreifen, wenn manche unferer Glau- 
bensgenoſſen angefichts diefer Verhältnifie in der „interfon- 
feſſionellen“ öffentlichen Schule eine peſſimiſtiſche Stimmung 
bejchleicht, und wenn da und dort, befonders in den Ge- 
meinden, die mit amerfennenswerter, teilweife großartiger 
Opferwilligfeit ihre evangeliihe Schule bis heute erhalten 
haben, die Stimmung laut wird: Lieber ein offenkundig 
konfeſſionelles Schulwefen im ganzen Reiche als ein angeb- 
lih interfonfeffionelles, tatfächlich aber katholiſches Shul- 
wejen, bei dem ung alle Lajten und nur ein verichwindend 
kleines Reſtchen von Rechten zukommt! Troßdem möchten 
wir vor jolhem Peſſimismus warnen. Eine Aenderung des 
bejtehenden Gejeges würde im gegenwärtigen Augenblick nur 
eine bitterböje Berfchlechterung für die Evangelifchen bedeuten, 
zumal für die Diajpora in der Diafpora, für die Orte wo 
nur 2 oder 5 oder 10 oder 20 evangeliiche Kinder find. 
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Vieleicht kommt die konfeſſionelle Schule eines Tagg in 
Dejterreich wieder — gut, wir werden bereit fein; aber 
durch ung darf fie nicht kommen. 

Wir fordern vielmehr, daß mit der Durchführung des 
Geſetzes tatſächlich Ernſt gemacht wird, und daß das öfter- 
reichiſche Öffentliche Schulwejen, dag auch von ung mitbezahlt 
wird, nicht nur auf dem Papier, jondern in Wirklichkeit inter- 
konfeſſionell fei. = 


Ein überaus traurige Kapitel enthüllt fidh vor ung, 
wenn wir zur Behandlung der evangeliichen Toten übergehen. 
Der Urt. 12 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 beftimmt: 

Keine Religionsgemeinde fann der Leiche eines ihr 
nicht Angehörigen die anftändige Beerdigung auf ihrem 

Friedhofe verweigern: 

L. wenn es fih um die Beitattung in einem Fa— 
miltengrabe handelt, oder wenn 

2. da, wo der Todesfall eintrat oder die Leiche 
gefunden wurde, im Umkreis der Drtögemeinde ein 
für Genofjen der Kirche: oder Religionsgenoſſenſchaft 
deg Berjtorbenen beftimmter Friedhof fih nicht befindet. 

Wie jieht e nun mit der Handhabung des Geſetzes 
aus? Ich fann mich hier kurz fallen: das ganze Material, 
eine große Reihe von „Fällen“, finden Sie ja gedrudt in 
der Schrift meines Freundes Eberhard Goes, Die 
Friedhofsfrage (Gießen 1905, Alfred Töpelmann), auf 
die ich Hiermit nachdrüdlichit verweiſe. 

Wir jtellen an der Hand Diejes unanfechtbaren Mate- 
rials feit: 

1. in vielen Orten Oeſterreichs Hält man e8 für an- 
ſtändig, Selbitmördern, ungetauften Kindern und Evange- 
liihen einen bejonderen Winkel des Friedhofs zuzuweiſen; 

2. vielfach wird jelbjt der Verſuch gemacht, die Leihen- 
rede am Grabe verjtorbener Evangeliicher zu verbieten; 

3. faſt überall wird Grabfreuz und Grabgeläute verjagt, 
auch wo die Gloden Eigentum der bürgerlichen Gemeinden 
find, in einem Falle fogar, wo die verjtorbene Brotejtantin, 
um deren Begräbnis es fih handelte, ſelbſt die Gloden ge- 
jtiftet hatte; 

4. vielfach verjagen die zur Wahrung des Geſetzes an- 
gerufenen ftaatlihen Organe, oder ihr Einfchreiten kommt 
viel zu ſpät; 

5. auch fommunale Friedhöfe werden oft als katholiſch 
behandelt, und 
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6. auch „Freiheitlihe” Gemeindevertretungen laſſen ſich 
häufig beitimmen, eigene Abteilungen für Evangeliihe auf 
ihren Friedhöfen zu jchaffen. 

Wir find e3 nicht, die die Trennung der Volksgenoſſen 
im Leben und im Tod auf unjere Fahne gejchrieben haben. 
Wir fordern auch für unſere Toten unfer gejegliches Recht! 

VII. 

Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Dez. 1867 
beſtimmt: 

„Jede geſetzlich anerkannte Kirche und Religions— 
geſellſchaft hat das Recht der gemeinſamen öffentlichen 
Religionsübung. . ..“ 

Dieſes ſtaatlich gewährleiſtete Recht wird der evangeliſchen 
Kirche auf eine geradezu jeſuitiſch ſchlaue Weiſe illuſoriſch 
gemacht. Regelrecht gewählte ausländische Seelſorger, Pfarrer 
und Vikare evangeliicher Gemeinden werden entweder aug- 
gewiejen, oder nicht beftätigt, oder durch jahrelanges ver- 
gebliches Warten müde gemacht und zum „freiwilligen“ Ab- 
zug gebracht. Auch Hier fann ich mich kurz fallen, da dag 
Anflagematerial auch über diefen Stoff von einer ung nahe- 
ftehenden Seite in einer eigenen Schrift: Ausweijung und 
Nichtbeftätigung evangelijher Geiſtlicher in Oeſter— 
reih 1899—1904 (Leipzig, Carl Braun 1905) gejammelt 
vorliegt. Die Lifte ift allerdings feither um 2 weitere Fälle 
vermehrt worden, fo daß die Gejamtzahl diefer Fälle jeğt, 
abgefehen von den ausgewiejenen reichsdeutſchen Pfarrern, 
die nur zu vorübergehendem Aufenthalt nah Defterreich ge- 
fommen waren, nunmehr 13 beträgt. Weber die ungeheuer- 
lihe Vergewaltigung evangelifcher Gemeinden, die in dieſer 
Zahl enthalten ift, brauchen wir nah den ausführlichen 
Darftellungen jener Flugihrift fein Wort zu verlieren. 
Machen wir ung deswegen auh die Schlußforderung jener 
Schrift zu eigen: (Ausweiſung 2c. Seite 52 und 53). 

So bleibt ein Weg noh übrig — und er muß be 
treten werden. Die öfterreichiiche Regierung muß dahin 
gebracht werden, daß die Beftätigungsfrage dem Machtgebiet 
der Statthaltereien entzogen wird. Dies entſpricht ja aud) 
durchaus dem Gejeg. Beftätigung von Ausländern, die zu 
evangeliichen Geiftlihen gewählt werden, gehört in das 
Arbeitsgebiet des Kultusminifteriums. Es ift ein ungejeß- 
liher Zuftand, wenn Behörden, die dem Minifterium des 
Innern unterftehen, eine Beftätigung, die das f. f. Kultus— 
minifterium vollzogen hat, durch Berfagung der Staatz- 
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bürgerjchaft wieder illuſoriſch machen können. Es müßte 
alſo eine Verordnung erlaſſen werden des Inhalts, daß 
kirchenverfaſſungsgemäß gewählten Ausländern, die 
laut 8. BV. S 45 vom Kultusminiſterium beſtätigt 
jind, die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft unver- 
züglich zu erteilen ift. Die Beitimmung der 8. V. 8 45 
legter Sat hatte ficher bloß den Zweck, zu verhüten, daß ein 
gewählter Ausländer etwa fein ausländiiche® Staatsbürger— 
recht beibehalten wollte. Da das Kultusminiſterium Doch) 
auch eine É. f. Behörde ift, fo ift ja auch mit dieſer Pe- 
ſtimmung dem Intereſſe des Staat genug getan. 

Das Einiprachereht der Landesſtellen müßte wie bei 
der Wahl von Inländern auf 30 Tage beichränft werden, 

Hierzu würde e8, wie angedeutet, feiner gejeßgeberischen 
Aktion bedürfen, jondern nur einer Negierungsverordnung. 
Eine ſolche NRegierungsverordnung fünnte aber nicht wohl 
verweigert werden, wenn fie von ſämtlichen antifleri- 
talen deutihen Reichsratsparteien gefordert wiirde. 

Hier tft der Punkt, an dem eingejeßt werden muß. Es 
iſt ja der evangeliichen Kirche eigentümlich, daß fie — gott- 
[ob — feine eigene politische Partei bildet, jondern in ſämt— 
lihen Parteien vertreten ift. Sämtliche antiflerifale deutſche 
NeichsratSparteien Haben evangeliiche Abgeordnete in ihren 
Reihen, eine — die liberale — fogar einen evangelischen 
Seiftlihen. Auf diefe Abgeordneten und durch diefe auf ihre 
Parteien muß dahin eingewirkt werden, daß ein die obigen 
Forderungen präziſierendes Scriftitüd von allen Diefen 
Parteien unterftügt und dem Gejamtminifterium vorgelegt 
wird. Es wird Sahe der den betreffenden Parteien ange- 
hörigen Abgeordneten fein, den Augenblid, in dem dem 
Minifterium die Forderungen der evangeliichen Kirche vor- 
gelegt werden, fo zu wählen, daß die Erfüllung in binden- 
der Weile zugejagt werden muß. Solde Augenblide werden 
wohl in allernächiter Zukunft, bei der Erörterung des Ver- 
hältnifjeg mit Ungarn, öfter fommen. 

Auch fonft find Schon außerordentlich jtarfe Eingriffe 
gegen die freie Neligionsübung vorgelommen: Bet der feier- 
lichen Einbringung der Gloden in Braunau verbot Die 
dortige Bezirkshauptmannichaft dag Halten einer Feſtpredigt, 
und erit 4 Wochen darauf, d. H. natürlich viel zu fpät, 
wurde diejes Verbot von der É. k. Statthalterei in Prag als 
ungejeglich aufgehoben (Wartburg MI, ©. 39). Bei der 
Weihe der kleinen Bergfiche in Boreslau, bei der man 
von vornherein wußte, daß die Kirche Die herbeiitrömenden 













ZEN OU 


Menſchenmaſſen nicht fallen fünne, wurde die Abhaltung 
einer Predigt im Freien von der É. f. Bezirkshauptmann— 
Ihaft Zöplig verboten (Wartburg I, ©. 339). Verbote 
evangeliicher Familienabende, obwohl diejelben von den Be- 
hörden als berechtigte Lebensäußerung evangelifcher Gemeinden 
anerfannt wurden, erfolgten in einer großen Anzahl von 

ällen. So wurden fur} nacheinander zwei Familienabende 
in Radſchitz behördlich verboten (Wartburg Ill, ©. 48). 

Wir können dieſes Kapitel nicht beichließen, ohne unjere 
Blide nah Tirol zu lenken. Dort fol das Staatsgrund- 
gejeg von 1867, nah römischer Behauptung, nicht gelten, 
da ein Landesgejet von 1866 dem entgegenftehe. Ein Reichs— 
gefeg fol nicht gelten, weil ein älteres Landesgeſetz ent- 
gegenftehende Beftimmungen enthielt! Dieſe juriftiihe Un- 
geheuerlichkeit hat zur Folge, daß jeder evangeliiche Kirchbau, 
jede Gemeindegründung in Tirol durch ein Sturzbad von 
Angriffen und Anfeindungen Hindurchgehen und fih fein gutes 
Recht erft vor dem Berwaltungsgerichtshof erfämpfen muß 
— was immer 1—2 Jahre dauert. Findet fih. fein Statt- 
halter, fein Minifter, der ein für allemal laut und öffentlich 
erklärt, daß das Reichsgeſetz auh in Tirol gilt? 

VI. 

Noch ein Punkt fei hier zur Sprache gebracht, der ge- 
radezu eine Mibachtung der evangelifchen Kirche durch Hohe 
Behörden bedeutet: die Stellung der evangeliſch-theologiſchen 
Fakultät in Wien, der bisher einzigen in Defterreich, außerhalb 
der Univerfität. Ich verweije auf das ſtenographiſche Brotofoll 
des Abgeordnetenhaujes vom 27. März 1905, Interpellation 
des Abgeordneten Pommer und Genojjen. 

„Sm Jahre 1848 beantwortete der Unterjtaatsjefretär 
Freiherr von TFeuchtersleben die Eingabe, in der die prote- 
ſtantiſch-kirchliche Vertretung den Antrag auf Errichtung 
einer evangelijch-theologifchen Fakultät an der Wiener Üni- 
verfität ftellte, dahin, daß er die Adreſſe der Antragjteller 
„der Berfammlung deg Fakultätskomitees zur Reform deg 
Konfiftoriums“ vorgelegt und daß der Antrag auf Be- 
ftand einer proteſtantiſch-tzheologiſchen Fakultät an 
der Wiener Hochſchule einftimmig Anklang gefunden 
Habe und von allen Fakultäten genehmigt worden fei. Er 
fügte Hinzu, daß „die wahrhaft humane Gefinnung der Uni- 
verfität fih in diefer Hinficht allgemein und ohne Widerjtand 
ausſprach.“ Demgemäß ftellte der Entwurf die Grundzüge 
deg öffentlichen Unterrichtswejens in Defterreich feft, daß dag 
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proteitantisch-theologische Studium in Wien die zweite Ab- 
teilung der theologischen Fukultät bilden fole. Auch der 
eigentliche Erneuerer deg üfterreichiichen Unterrichtsmejeng, 
Ministerialrat Exner, erkannte die enge Verbindung mit den 
philofophiichen Unterrichtsftudien als eine Lebensfrage der 
evangeliichen Theologie an und ſprach fih deshalb für eine 
Vereinigung der proteſtantiſch-theologiſchen Lehranftalt mit 
der Univerfität aus. Allein im nächften Jahre (1849) erging 
der minifterielle Beicheid, daß dem Anfuchen wegen Einver- 
leibung für jegt nicht ftattgegeben werden fünne In 
demjelben Sinne fprah fih der Miniſterialerlaß vom 
7. Quli 1850 aus, der die Erfüllung des gleichen An- 
ſuchens der im Jahre 1849 abgehaltenen Verſammlung 
der Superintendenten und Konfiftorien einer ferneren Zukunft 
vorbehält. 

Die Erhebung der Lehranftalt zur Fakultät durd) Das 
Drganifationsftatut vom Jahre 1850 jchien der Vorbote 
der Einverleibung zu fein. Allein auh dag war ein 
Irrtum. Auf alle Eingaben, die in den folgenden Jahr- 
zehnten in diefer Beziehung gemacht wurden, wurde jtet3 
geantwortet, daß „die wiederholten Bitten nad) allen Rid- 
tungen hin einer forgfältigen Würdigung unterzogen werden 
jolen“ (Meinifterialerlag vom 22. Juli 1868), „daß eine 
Verhandlung eingeleitet fei” (22. Mai 1871), „daß wegen 
feinerzeitiger Aumeifung entjprechender Zofalitäten im neuen 
Unterricht3gebäude Vorjorge getroffen fei“ (17. Mai 1873), 
„daß die Angelegenheit im Auge behalten und in dem ihr 
entjprechenden Zuſammenhange zum Antrag gebracht 
werden ſolle“ (2. März 1877), „daß Vorſorge getroffen 
fei, die für die Fakultät ausgemittelten Lofalitäten für ihre 
eventuelle Aufnahme zu reſervieren“ (30. April 1883). 

Bis dahin waren die Eingaben wenigjtend einer Ant- 
wort gewürdigt worden; auh dag hörte auf, alg um 
die Mitte der achtziger Jahre das feudalflerifale Ne- 
giment deg Minifteriums Taaffe feft im Sattel fak. 
Denn als die VII. Generalfynode Augsb. und Helvetiſchen 
Bekenntniſſes am 25. und 28. Oftober 1901 beſchloß, an 
den Kultusminister das dringende Erjuchen zu richten, Die 
Aufnahme der evangelifch-theologiichen Fakultät in den Uni- 
verfitätsverband endlich bewirken zu wollen, erfolgte 
iiberhaupt feine Antwort. 

Die friiher gegen die Einverleibung geltend gemachten 
Gründe find lange hinfällig geworden. Der erfte war Die 
Behauptung des Fatholiichen Charakters der Umniverfität. 
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Derjelbe ift aber durch Geſetz vom 27. April 1873, be- 
treffend die Organifation der afademijchen Behörden, im 
8 11 offiziell aberfannt, was ja auch durch das Betreiben 
der Gründung einer rein fatholifchen Univerfität in Salzburg 
durch die katholiſchen Biſchöfe zugeftanden wird. Der andere 
Grund war der Hinweis auf den Raummangel in der 
Univerfität. Allein in einem dem Beichluffe der General- 
Iynode von 1901 beigegebenen Motivenbericht hat fih dag 
Profefjorenkollegium der evangelifch - theologifchen Fakultät 
ausdrüdlich bereit erffärt, die bisherigen Räume bis auf eine 
günftigere Zeit zu behalten. 

Es liegt auf der Hand, daß diefe Zurückſetzung der 
Theologie einer jtaatlih anerkannten, der datholiſchen völlig 
gleichberechtigten Kirche den Proteftantismus in Defter- 
reih außerordentlich ſchädigt. Wie kann man von 
einem jungen Manne, der alles Erforderliche geleiitet Hat, 
um eine Univerfität zu befuchen, verlangen, daß er fich einem 
Berufe zumwendet, bei deffen Vorbereitung fchon er zu einem 
afademijhen Bürger zweiter Klaſſe degradiert wird? 
Und wird nicht bei denen, die fih troßdem zur Wahl des 
Berufes entichließen, ein Stachel der Berbitterung in dag 
Innere gejenft, wenn fie fejen, daß fie auf jeder auper- 
öjterreichiichen Univerfität voll- und gleichberechtigte afademifche 
Bürger werden, nur in ihrer eigenen Heimat nicht?“ 

Wir ſprechen die Erwartung aus, daß diefer gerechte 
Wunſch auf Cinverleibung der evangelii - theologiichen 
Fakultät in die Umniverfität, deffen Erfüllung ſchon vor 
56 Sahren ein É. f. Minifter zugefagt hat, nun endlich be- 
willigt werde. 


IX. 


Diejen Beſchwerden gegenüber erjcheint es faft unbe- 
deutend und Heinlih, auf die Verationen von Gerichts: 
und Verwaltungsbehörden einzugehen, mit denen die Evan- 
geliſchen Defterreich8 bedacht werden. Aber eg fei auch ihnen 
noh ein furzes Wort gewidmet Wer wüßte nicht, daß die 
Dekundung evangelijcher Gefinnung in der Deffentlichkeit von 
politiichen und richterlichen Behörden mit ganz anderem Maße 
gemejjen wird, als die Agitation für den Klerikalismus? 
Berjammlungen wurden verboten, felbft wenn jede geſetzliche 
Formalität aufs genaueſte beobachtet iſt, oder man löſt ſie 
aus nichtigen Gründen auf; ihre Einberufer und Redner 
werden, wie unfer Bundesmitglied Zörkler, mit Gefängnis- 
ſtrafe belegt, die Teilnehmer durch Gendarmerie inquiriert, 
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3—4 mal vor Gericht geladen! Evangeliſche Bücher und 
Schriften werden konfisziert, ihre Verbreitung mit Strafen 
belegt. Pfarrer Ungnad wurde beitraft, weil er Leiermännern 
außer einem Almoſen eine Pfennigpredigt gegeben hatte, 
Pfarrer Schüle, weil er Bejuchern evangelischer Sottesdienfte 
je eine Nummer deg rein erbaulichen Stuttgarter Evangelischen 
Sonntag3blatt3 gegeben! Schriftleiter Hau vom Alld. 
Tagblatt wurde mit Hilfe „freiheitlicher“ Männerfeelen den 
Gerichten ausgeliefert und geftern am Gedächtnistage der 
Reformation prozejjiert, weil er über römischen Zwang, den 
der auf die Straße verlegte Hoſtienkultus auch dem 
Evangeliſchen auferlegen will, einige jcharfe Worte ge- 
ſchrieben Hat! 

Wir würden gerne glauben, daß die Behörden un- 
partetijch im Namen des dffentlichen Friedens ihres Amtes 
walten wollen, wenn wir nicht daneben die wildeite, wüſteſte 
flerifale Agitation (vgl. Baron Morſeys Rede in Feldbach) 
ungehindert fih breitmachen fähen! 

Nicht unerwähnt fünnen wir ferner laffen, daß bei 
manchen Bezirfshauptmannfchaften Ueberiretende in vera- 
toriicher Weiſe behandelt, vorgeladen, zur Vorlage von 
Dokumenten veranlaßt, über die Motive deg Uebertritts 
ausgeforjcht werden — lauter ungejegliche Maßregeln, die 
den Anjchein eriweden müſſen, al® wäre der Webertritt — 
NB. wenn es ſich nicht um den Webertritt zur Fatholifchen 
Kirche handelt! — ein Vergehen gegen den Staat und die 
Öffentliche Ordnung. 

Schließlich müſſen wir auh die Behandlung ftreifen, 
die manche É. É Behörden den evangelifchen Pfarrämtern be- 
reiten. Schon in der ZTitulierung zeigt fih oft die offen- 
fundigjte Mißachtung. Vikar Schüle in Boreslau erhielt 
eine Zuftellung des f. f. Kreisgerichts in Leitmeritz unter der 
Anſchrift: Herrn Hugo Schüle, Iutherifcher Prädifant in 
Boreslau. Herr Pfarrer und Senior Edardt in Graz eine 
jolde vom É. f. Landesgericht in Graz unter der Anfchrift: 
Herrn Karl Edardt, Paftor der proteftantischen Kultuzge- 
meinde in Graz! Eingaben und Befchwerden evangelischer 
Pfarrämter, befonders wenn fie ſich gegen Uebergriffe römifch- 
katholischer Pfarrämter, gegen Wegtaufen, Friedhofsſtandale 
u. f. w. richten, werden ganz umerledigt gelaffen, oder erft 
nach endlojer Zeit — meift abjchlägig — erledigt. (Wart- 
burg I, 120; Egerer Gemeindebote 1905, Nr. 3; eine be- 
jonders ergiebige Quelle hierfür find die Jahresberichte der 
evangeliichen Gemeinde Innsbruck). Die Frage: - find wir 














Evangelifhen Staatsbürger zweiter Klaſſe? drängt fih ung oft 
genug auf die Lippen. 


Sch bin zu Ende. Was ich Ihnen zu jagen Hatte, war 
Shnen ja meift nichts Neues. Sie fennen die Beichwerden 
der Evangeliichen in Dejterreic) vieleicht viel beſſer als ich, 
Sie haben darüber vielleicht ſchon in viel ſtärkeren Aus— 
drücken als ich geklagt. Viele unter Ihnen haben aber 
vielleicht auch zum erſten Male über die Beſchwerden der 
Evangelifchen in zufammenhängender Darftellung Rechenſchaft 
ablegen hören, und find nun Heinmütig und verzagt vor dem 
Berge von Schwierigkeiten, der vor ung auf dem Wege liegt. 
Darum rufe ich Ihnen Carlyles Wort in die Herzen: 
Arbeiten und nicht verzweifeln! Treten wir heraus aus 
unferer Siofierung, vereinigen wir ung im Deutich-evangeliichen 
Bunde in gefchlofienen Scharen. Betonen wir mannhaft 
und unerfchroden überall unfer gutes Recht, treten wir aud) 
gewaltigen Größen, auch den staatlichen Behörden gegenüber, 
wie es deutiche Art ift, ehrerbietig aber mannhaft auf — 
nicht als Untertanen, jondern als Staatsbürger — bringen 
wir berechtigte Beſchwerden zur Kenntnis der Deffentlichkeit, 
benügen wir die Preſſe und Das Parlament, veranftalten 
wir zur Wahrung unferer Rechte Broteftantentage — ſo 
werden wir es doch noch erleben: Recht muß Redt bleiben. 

Und üben wir vor allem fleißig die edelfte Rache. 
Starke Gegner ftehen ung vereinigt gegenüber, die ung um 
beg evangeliichen Namens willen befämpfen. Arbeiten wir 
um fo treuer an dem erjten Punkte des Arbeitsplanes, den 
wir. ung oufgeftellt haben: Dem deutſchen Oſtmarkvolke die 
Segnungen der Reformation mehr und mehr zu erichließen! 


Während des Druds läuft die Nachricht ein, daß Herr 
Bogatihnigg (Dezember 1905) auf Betreiben des Biſchofs 
von Trieft ſchon wieder, diesmal nad) Zuffinpiccolo (Inſel 
an der dalmatinischen Kiüfte) verjegt werden foll! 
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— dieſelbe zu beziehen iff: 


Vor kurzem erſchien: 


Proteitantiiches Taſchenbuch. 


Ein Hülfsbuch in konfeſſionellen Streitfragen. 


Im Auftrage des Vorjtandes des Evangelijchen Bundes 
herausgegeben unter Mitwirkung zahlreicher Fachmänner 


von 
Aonfitorialtat Dr. Hermens um Lio. Oskar Kohlſchmidt 
Superintendent in Eracau b. Magdeburg Pfarrer in Magdeburg. 


IV, 2654 Spalten Tert einjchl. Namen- und Sachregiiter. 
Broich. M. 15.—, geb. M. 18.—. 


Das Bud) empfiehlt fid ſelbſt. Wir unterlaſſen deshalb alle 
weiteren Anpreifungen und weifen unter den zahlreichen überaus 
günjtigen Urteilen der Breffe nur auf die drei nachſtehenden hin: 


Beilage zur Allg. Zeitung, Nr 93, Münden, 27. April 1908: 
„Wir begrüßen daher diejes bei aller evangeltich entichiedenen Haltung dod wijfen- 
ſchaftlich feſt begründete, fich voller Objektivität befleißigenbe, fachlih und ruhta 
—— ſchriftſtelleriſche Unternehmen mit Freuden und wünſchen ihm im evan 
geliſchen Deutichland wie in der proteftantifchen Welt güinftige Aufnahme,“ 

Deutſche Welt, Wochenſchrift der „Deutihen Zeitu ng" G. Jahrg. 


Nr. 41, 10. Juli 1904): „Ein ausgezeichnetesg Nachſchlagebuch zur Kirchen⸗ 
geihichte, wenn auch nicht zu biejer allein, ift dag Prot. TC... Insbeſonbere 
iſt an dem ‚Tafchenbuch‘ bie Objektivität anzuterfennen, bie freilich em proteftan- 
tiiches Erbteil ijt. Eine ganz unglaubliche Fülle 3. T. wenig befannter Tatſachen, 
Ausſprüche, Nachweiſe ufiw. findet fih in bem Buch, das ein Nachſchlagebuch erften 
Ranges für die kirhenpolitiichen Kämpfe unferer Beit genannt werben darf und 
der allerweitejten Verbreitung wert ift.” 

Magdbeburgiihe Bto., Nr.379, 28. Juli 1904; “Das ausgezeichnete 
Nachſchlagebuch, das den weiteiten Streifen wiederholt nur warm empfohlen werben 
tann, näbert fid) ſomit jeinem Mofchiuß. Much bie nene Lieferung trägt wieder 
dad Gepräge der Sadlidteit und Objektivität, die auch beim Gegner gerecht zu 
werben jucht. Möge das ganze Wert allenthalben die verdiente Beachtung finden 
und recht vielen eine Duelle ber Belehrung werden.” 


ür jeden Geiftlihen, für Bibliotheken, Redaktionen, jowie für 
alle, die ſich mit konfeſſionellen Fragen beihäftigen, ift das „Prote: 
ſtantiſche Tajchenbuch“ ein unentbehrliches Hülfsmittel. 





Richard Gahn (G. Otto), Leipzig. 


Pom Evangelifhen Bunde herausgegebene wichtige Neu- 
erfcheinung, welde im Rommiſſtonsverlag der Bud- 
handlung von Carl Braun in Leipzig erſchienen und durd 
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